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In Sachen

Verkundet
loouno0000000ooooooooooooooocnooooooouoooooocoooooo

am 4„ Juli 1963
.Beklagten und Revisionsklägers,

gegen

oeoaocoooooouooocoooovooooooovoooooaooooovooooooooo

Klägerin und Revisionsbeklagte,

I

hat der 8° Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 4° Juli 1963, an der
mitgewirkt haben '

SenatSpräsident S_t e n g e 1

als Vorsitzender,

Bundesrichter Dr„ N e u h a u s und

Bundesrichter P e t e r s e n

.
als weitere Berufsrichter,

Bundessozialrichter Wagenschwanz und

Bundessozialrichterin R e i f f

als ehrenamtliche Richter,_

für Recht erkannt:
,

'‚
_ ‚

Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil des

Bayerischen Landessozialgerichts in München vom

14° Dezember_1960 aufgehoben und die Sache zur

erneuten Verhandlung und Entscheidung an dieses

Gericht zurückverwieseno ‘ '

Von Rechts wegeno
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G r ü_n_d_g_zInv-

Die am 16° Mai 1909 geborene Klägerin ist von 1956 bis
1942 mit Karl—Wilhelm Bääreverheiratet gewesen„ Die Ehe

ist durch Urteil des Landgerichts Düsseldorf vom 220 Mai

1942 aus beiderseitigem Verschulden rechtskräftig ge-

schieden worden° Der frühere Ehemann der Klägerin ist

seit Februar 1945 verscholleno

Am 12° September 1949 beantragte die Klägerin für sich und

ihren am 250 April 1938 geborenen Sohn Hans—Jürgen‚i■ev=

Versorgungsrente nach dem Bayerischen Körperbeschädigten—

Leistungsgesetz (KBLG)° Sie legte die Abschrift eines

ärztlichen Zeugnisses vom 15„ Oktober 1949 vor, nach
welchem sie wegen einer vorausgegangenen Erkrankung für die

Dauer etwa eines halben Jahres um mehr als 50.V‚Ho in

ihrer Erwerbsfähigkeit beeinträchtigt war, sowie ein

Schreiben des Landratsamts Wertingen — Bezirksfürsorgever—

band —vom_28° September 1950,.w0nach sie seit längerem
aus öffentlichen Fürsorgemitteln unterstützt wurdeo

Mit Bescheid vom 12„'Januar-1951 erkannte das Versorgungs—

amt (VersorgA) Augsburg die Verschollenheit des früheren

Ehemannes der Klägerin als Leistungsgrund im Sinne des

Art° 1 Abs° 1 KBLGan und gewährte dem Sohn der Klägerin
Waisenrente nach diesem Gesetz, lehnte jedoch die Ge—

währung von Witwenrente an die Klägerin ab, weil die Ehe

zwischen ihr und dem vermißten Karl—Wilhelm Brrr=gecchie—l

densei° Gegen diesen Bescheid legte die Klägerin, soweit

die Gewährung Von Versorgungsbezügen an sie selbst abge—
lehnt worden war, Berufung nach altem Recht ein, die-am

1° Januar 1954 auf das Sozialgericht (SG) übergegangen
ist„ Im Laufe dieses Verfahrens verpflichtete sich der Be—

klagte im Vergleich vom 140 Juni 1954, der Klägerin einen

neuen Witwen—Rentenbescheid nach dem Bundesversorgungsge—

setz (BVG) zu erteilen; die Klägerin nahm daraufhin ihre
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Klage gegen den KBLG—Bescheid vom 12° Januar 1951 zurück°

Mit Bescheid vom 260 Oktober 1954 lehnte das VersorgA Augs—
burg die Gewährung von Versorgungsbezügen an die Klägerin

auch nach dem BVG mit der Begründung ab, eine Unterhalts—

pflicht des geschiedenen Ehemannes der Klägerin — im Er-

lebensfalle — sei nicht gegeben, da dieser im Ehescheidungs—

urteil nicht allein oder überwiegend schuldig gesprochen

worden sei° Der Widerspruch der Klägerin blieb erfolglos

(Widerspruchsbescheid vom 15° Januar 1955)°

Die hiergegen erhobene Klage hat das SG Augsburg mit Urteil

vom 50 November 1955 abgewiesen, weil der frühere Ehemann
der Klägerin„dieser nicht unterhaltSpflichtig geworden wärdk

Auf die Berufung der Klägerin hat das Bayerische Landes—

sozialgericht (LSG) in München mit Urteil vom 14° Dezember
1960 das Urteil des SG aufgehoben und den Beklagten verur—
teilt, der Klägerin vom 1° Oktober 1950 an Witwenrente nach

dem BVG zu gewähren, In der Begründung hat es ausgeführt, }

nach % 42 BVG komme es entgegen der Ansicht des Beklagten
und des SG nicht allein auf den die Gerichte der Sozialge—

richtsbarkeit bindenden Schuldausspruch des Ehescheidungs—

urteils an, sondern darauf, ob der frühere Ehemann der Klä—-

gerin im Erlebensfalle nach den eherechtlichen Vorschriften

Unterhalt zu gewähren hätte° Dabei sei auch der Unterhalts—
beitrag nach der hier infolge des Schuldausspruchs des Ehe—

‘scheidungsurteils maßgebenden Vorschrift des 5 60 des Ehe—
gesetzes vom 20° Februar 1946 (EheG 1946) Unterhalt im Sinne
des 5 42 BVG° Zur Leistüng eines Unterhaltsbeitrages nach

diescr Vorschrift wäre aber der frühere Ehemann der Klägerin

im Erlebensfalle verpflichtet gewesen, da die Klägerin Für—
Afsorgeunterstützung beziehe und ihre Erwerbsfähigkeit nach

der vorgelegten ärztlichen Bescheinigung um mehr als 50 v.H°

gemindert sei° Das LSG hat die Revision zugelasseno
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Gegen dieses ihm am 18° Januar 1961 zugestellte Urteil

hat der Beklagte am 25. Januar 1961 Revision eingelegt,
mit der er beantragt,

das angefochtene Urteil aufzuheben und die

Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung

- an das LSG zurückzuverweisen°

Nach Verlängerung der Revisionsbegründungsfrist bis zum.

18„ April 1961hat der Beklagtedie Revisionam2° März
1961 begründet° Er rügt die Verletzung des 5 103 SGG;

das LSG habe insbesondere nicht ausreiChend aufgeklärt,

ob die Klägerin unfähig sei, sich selbst zu unterhalten,

und ob unterhaltSpflichtige VerWandte vorhanden seien°

Die Klägerin beantragt,

die Revision des Beklagten zurückzuweisen4

.Das LSG habe ohne Rechtsirrtum darauf verzichten können,

weitere Ermittlungen anzustellen, es habe vielmehr mit

Recht aus dem Umstand, daß die Klägerin Fürsorgeunter—

stützung beziehe, den Schluß gezogen, daß die Klägerin

nicht in der Lage sei, ihren Unterhalt selbst oder mit

Hilfe unterhaltspflichtiger Verwandter zu bestreiten„

Ihre eigene zunächst eingelegte Revision hat sie am 22°

September 1962 zurückgenommen° ’

Die durch Zulassung(@162Abs° 1 Nr, 1 des Sozialgerichts—
gesetzes — SGG —) statthafte Revision des Beklagten ist '

form— und fristgerecht eingelegt und begründet werden°

Sie ist mithin zulässig° ' >

Die Revision ist auch begründet°

her Beklagte rügt zwar lediglich einen wesentlichen

iangel im Verfahren des LSG mit dem Ziel, die Aufhebung
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des angefochtenen Urteile und die Zurückverweisung der

Streitsache zur nochmaligen Verhandlung und Entscheidung

an das LSG zu erreichen° Der Senat war jedoch, da die Re—

vision zulässig ist, gehalten, das angefochtene Urteil

auch über die erhobene Verfahrensrüge hinaus in vollem

Umfangenachzuprüfen (BSG3, 180, 186)° Er hatte daher
auch die richtige und vollständige Anwendung der Rechts—

normen, die das LSG seiner Entscheidung zugrunde gelegt

hat, in seine Beurteilung einzubeziehen°

Das LSG hat bei der Urteilsfindung offenbar übersehen, daß_

der Anspruch der Klägerin auf_Gewährung von Versorgungs—

bezügen nach 9 42 BVG für die Zeit vor dem 10 Juni-1960,

dem Zeitpunkt des Inkrafttretens des Ersten Neuordnungs-

gesetzes (1° NOG) vom 27° Juni 1960 (BGBl I, 453), und dem

Zeitraum nach diesem Stichtag unterschiedlich beurteilt

werden muß° Denn durch das 10 NOG ist die für die materi—

ell—rechtliche Entscheidung des vorliegenden Rechtsstreits

maßgebliche Vorschrift.des % 42 BVG dahin abgeändert worden,
daß nicht mehr entscheidend ist, ob der frühere Ehemann

der Klägerin in dem Zeitraum, für den die Gewährung der

Versorgungsrente beantragt wird, Unterhalt zu gewähren

hätte, wenn er noch leben würde (so 5 42 BVG i,doF° vor

Inkrafttreten des 1° NOG — BVG aF —), sondern daß es da—
rauf ankommt, ob der verstorbene frühere Ehemann der Klä-

gerin zur Zeit seines Todes Unterhalt zu leisten hatte

oder im letzten Jahr vor seinem Tode geleistet hat (so 5

42 BVG i,d,F° des 1, NOG — BVG nF —)„ '

Für die Zeit vor dem 1, Juni 1960 hat die Klägerin, deren

früherer Ehemann kriegsverschollen ist, gemäß @ 42 BVG aF
Anspruch auf Hinterbliebenenversorgung, wenn ihr früherer

Ehemann ihr im Erlebensfalle Unterhalt nach den eherecht—

lichen Vorschriften zu gewähren hätte° Die Frage, ob die
.‘Klägerin unterhaltsherechtigt ist, beurteilt sich, wie das

LSG im wesentlichen zutreffend ausgeführt hat, weder nach

dem tatsächlichnbestehenden Maß an Schuld oder Mitschuld,
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das die Ehegatten an der Scheidung tragen, noch allein

nach dem Inhalt des Schuldausspruchs des Ehescheidungs—

urteils; die Gewährung Von Versorgungsrente nach 5 42

BVG aF hängt vielmehr allein davon ab,_ob die geschiedene

Ehefrau nach den eherechtlichen Vorschriften im Zeitpunkt

der Geltendmachung des AnSpruchs unterhaltsberechtigt .5
wäre, wenn ihr früherer Ehemann noch leben würde (BSG 9,

88, 89)° Soweit sich der Unterhaltsanspruch nach dem
Schuldausspruch des Ehescheidungsurteils richtet, ist

dieser für die Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit bindend

und kann auf seine sachliche Richtigkeit nicht nachge—

prüft werden (BSG 10, 172)° Da nach dem rechtskräftigen
Urteil des Landgerichts Düsseldorf vom 22° Mai 1942 so—

wohl die Klägerin wie auch ihr früherer Ehemann Schuld

an der Scheidung haben, ohne daß einen von
ihnen eine

überwiegende Schuld trifft, ist die Frage, ob die Klägerin

Unterhalt von ihrem früheren Ehemann bean5pruchen könnte,

wenn dieser noch leben würde, nach 5 60 des EheG 1946 zu

entscheiden (BSG 9, 89)° Das LSG hat auch zutreffend er—
kannt, daß der Unterhaltsan5pruch nicht erst durch die Ge—‘

staltungskraft eines richterlichen Urteils, sondern kraft

Gesetzes mit der Rechtskraft der Scheidung entsteht, soweit

die gesetzlichen Voraussetzungen erfüllt sind (BSG 13„

168, 169)° ' ‘ -

Ein Anspruch auf Gewährung eines Unterhaltsbetrages nach

@60 EheG 1946 besteht aber.nur, wenn und soweit der
frühere Ehemann nach seinen Vermögens— und Einkommensver—

hältnissen sowie unter Berücksichtigung seiner sonstigen

Verpflichtungen und Bedürfnisse hierzu in der Lage ist

(Palandt BGB, 21° Aufl° % 60 EheG, Anm° 3; Soergel BGB—

Komm„, 7° Aufl° @ 60 EheG, Anm° 2); er entfällt, wenn
und soweit die geschiedene Ehefrau sich selbst unter-

halten kann oder unterhaltspflichtige Verwandte vorhanden—

sind (Palandt aaO @ 60 EheG, Anm° 3 und 5 63 EheG, Anm°

3b; Soergel aaO @60 EheG, Anm° 2 und 5 63 EheG, Anm„ 2;
Hoffmann/Stephan EheG@60, Anm„ 6 A und 5’63, Anmo4 A)°

_ 7 _JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


—7—p

Zu den hiernach rechtserheblichen Umständen hat das LSG aber,

wie die Revision mit Recht rügt, ausreichende_tatsächliche

Feststellungen nicht getroffen und dadurch seine Pflicht zu

einer vollständigen Sachaufklärung (@ 103 SGG) verletztu

Im angefochtenen Urteil fehlt zunächst jegliche Feststellung

darüber, ob der frühere Ehemann der Klägerin im Falle seiner

' Rückkehr aus dem Kriege mit Rücksicht auf seine voraussicht—
. lichen Bedürfnisse und Vermögens— sowie Einkohmensverhältnisse

überhaupt in der Lage gewesen wäre, einen wenn auch nur

geringen Beitrag zu ihrem Unterhalt zu leisten, Das ange—

fochtene Urteil befaßt sich in keiner Weise mit dem Beruf des

früheren Ehemannes der Klägerin und den sich hieraus für den

Fall seiner Rückkehr aus dem Kriege ergebenden Einkommensmög—

lichkeiten, so daß es schon insoweit, wie die Revision zutref-

fend beänstandet,
an den erforderlichen tatsächlichen Fest—

stellungen für die abschließende rechtliche Beurteilung des

Klageanspruchs fehlte '

Der Umstand, daß die Klägerin Fürsorgeunterstützung bezogen

hat und bezieht, ist aus verschiedenen Gründen nicht aus—
reichend, die vom LSG getroffenen Feststellungen, daß die

—Klägerin unfähig sei, sich selbst zu unterhalten, zu tragen

und die ausge3prochene Rechtsfolge zu stützen, Denn wenn
auch die AnSpruchsvoraussetzungen des 5 60 EheG 1946 und des
5 5 der „Reichsgrundsätze über Voraussetzungen, Art und Maß

der öffentlichen Fürsorge" in der Fassung vom 20° August 1953
(BGBl I, 967) inhaltlich im wesentlichen übereinstimmen, so
kann doch die tatsächliche Gewährung der Fürsorge allenfalls

nur die Bedeutung eines von mehreren Indizien für die Be—
' antwortung der Frage haben, ob die Klägerin unfähig ist,

sich selbst zu unterhalten" Jedenfalls bindet die in den

die Fürsorgeleistungen zusprechenden Verwaltungsakten — mittel—

bar — enthaltene Feststellung der Unfähigkeit der Klägerin,

sich selbst zu unterhalten, die Versorgungsbehörden und die

Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit schon deshalb nicht, weil

diese nicht dem Verfügungssatz, sondern allenfalls den Be—
gründungen dieser Verwaltungsakte zuzuordnen wäre (vglo das
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“Urteil des erkennenden Senats vom 3, November 1961,

- 8 RV1337/59 —KOV1962, 114); Es ist auch nicht aus—
zuschließen, daß die Fürsorgebehörden bei der Beurteilung

dieser Frage einen anderen rechtlichen Maßstab angelegt

haben, als er nach den versorgungsrechtlichen Vor—

schriften, die ihrerseits auf die eherechtlichen Be—

stimmungen verweisen, zugrunde zu legen ist° Die Annahme,

daß die Klägerin sich nicht selbst unterhalten kann,

mag dabei zwar nach fürsorgerechtlichen Maßstäben be-

rechtigt sein; die Rechtslage nach dem BVG kann aber

gegebenenfalls zu einer anderen Beurteilung zwingen°

Das'LSßhätte daherselbst ermitteln undaufklären
müssen, ob die Klägerin in der Lage ist, ihren Unterhalt

selbst zu verdienen° Es hätte sich dabei zwar auf die

Ermittlungen der Fürsorgebehörden stützen können; dafür

hätte es aber zunächst deren Akten beiziehen und sich

mit den darin enthaltenen, insoweit rechtserheblichen

Unterlagen sowie mit deren Beweiswert auseinandersetzen

müsseno‘

Aus dem Umstand, daß die Klägerin Fürsorgeunterstützung

' bezieht, kann nicht geschlossen werden, daß unterhalts—

pflichtige Verwandte der Klägerin nicht vorhanden sind°

Denn nach 5 5 der vorgenannten Rechtsgrundsätze hängt

die Hilfsbedürftigkeit nicht, wie nach den @@60, 63 EheG
1946, davon ab, daß unterhaltstlichtige Verwandte nicht
vorhanden sind, sondern es genügt, daß der Bedürftige

“die zu seinem und seiner Angehörigen Unterhalt erforder—

' lichen Mittel tatsächlich nicht erhälto.Dem Bezug von
,Bürsorgeleistungen steht daher nicht entgegen, daß unter—

,haltSpflichtige Verwandte vorhanden sind; ein AnSpruch‚

, hierauf besteht im'Gegensatz
zu der Regelung der 55 42

,BVG aF, 60, 63 EheG 1946 auch dann, wenn unterhaltspflich—
tige Verwandte vorhanden sind, diese aber tatsächlich

den erforderlichen Unterhalt nicht leisten; es ist also

durchaus möglich, daß die Klägerin Fürsorgeleistungen

bezieht, obwohl zum Unterhalt verpflichtete Verwandte

vorhanden sind° Das aber bedeutet, daß selbst dann,
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wenn ein fürsorgerechtlicher Anspruch besteht, ein solcher.

nach % 42 BVG aF entfallen müßteo_

Das LSG hat offenbar weiter übersehen, daß das Schreiben des

Landratsamts Wertingen - Bezirksfürsorgeverband — vom 28°

September 1950 und das ärztliche Zeugnis des Dr° M:se=vom

13„ Oktober 1949, mit dem eine Arbeitsunfähigkeit der
Klägerin lediglich für das folgende halbe Jahr bescheinigt

worden ist, allenfalls geeignet sind, die Unfähigkeit der

- Klägerin, ihren Unterhalt selbst zu verdienen, in der damaligen

Zeit unter Beweis zu stellen, nicht aber auch für die nachfol—

genden Zeiträume bis zum Tage der mündlichen Verhandlung vor
_

dem LSGo Da es sich vorliegend jedoch um einen An5pruch auf

wiederkehrende Leistungen handelt, hätte das LSG prüfen

müssen, ob die anSpruchsbegründenden Umstände nicht nur im

Zeitpunkt der Antragstellung, sondern auch für die Folgezeit

bis zum Schluß der letzten mündlichen Verhandlung vorhanden

waren (BSG 6,141) Auch hierüber fehlen die erforderlichen

tats achlichen I‘eststellungen des LSG. Insbesondere hätte es

angesichts des Inhalts der Versorgungsakten auch nahe gelegen

zu prüfen, ob der Sohn der Klägerin ihr in einem Maße unter—
. haltSpflichtig geworden ist, daß ein darüber hinausreichender

Anspruch auf Gewährung eines Unterhaltsbeitrages nach 9 60

EheG 1946 nicht mehr gegeben gewesen wäre°

Nach alledem hätte sich dem LSG, das die für die Entscheidung

über den Klageanspruch in der Zeit vom 1° Oktober 1950 bis

31, Mai 1960 rechtserheblichen Umstände im wesentlichen zu—
treffend dargestellt hat, die Frage aufdrängen müssen, ob sie

in tatsächlicher Hinsicht auch gegeben sind und ob es insoweit

etwa weitere Ermittlungen müßte anstellen, Dadurch, daß es
‚dieser ihm nach 5 103 SGG obliegenden Pflicht nicht nachge—

kommen ist, ist sein Verfahren, wie die Revision mit Recht

rügt, mit wesentlichen Mängeln behaftet° Da auch nicht auszu—

schließen ist, daß das angefochtene Urteil anders ausgefallen
‚wäre, wenn das LSG seiner Sachaufklärungspflicht nachgekom—

men wäre, muß dieses, soweit es den Klageanspruch für die Zeit
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tem1‚ Oktober1950bis 31; Mai 1960betrifft, aufge—
hoben werden" Der Senat konnte für diesen Zeitraum auch

nicht in der Sache selbst entscheiden, da ihm die hierfür

noch erforderliche Sachaufklärung verwehrt ist; die

Sache war daher insoweit an das LSG zur nochmaligen Ver—

handlung und Entscheidung zurückzuverweisen (@ 170 Abs°

2 Satz 2 SGG)° Das LSG wird in dem vorstehend aufgezeig—

ten Rahmen die erforderlichen tatsächlichen Feststellungen'

nachzuholen und über den KlageansPruch erneut zu ent—

scheiden habeno ' ‘

Aber auch für die nachfolgende Zeit vom 1„ Juni 1960 an

konnte das angefochtene Urteil keinen Bestand haben°

Denn für diese Zeit kommt es infolge der Neufassung des

@42 BVG durch das 1° NOGnicht mehr, wie nach 5 42 BVG
aF, darauf an, ob der frühere Ehemann der Klägerin "

Unterhalt zu leisten hätte, wenn er nicht verstorben

wäre, sondern darauf, ob er zur Zeit seines Todes nach

den eherechtlichen Vorschriften oder aus einem anderen

Grunde Unterhalt zu leisten hatte oder im letzten Jahr

vor seinem Tode geleistet hat„ Zu den hiernach rechtser-

heblichen Umständen sind tatsächliche Feststellungen V

durch das LSG überhaupt nicht getroffen worden, weil

es die mit dem 1° NOG eingetretene Änderung des 5 42

BVG unberücksichtigt gelassen hat° Die Sache war des—

halb auch insoweit an das LSGzurückzuverweiseno Hier
wird das LSG zu ermitteln und zu entscheiden haben, ob

der frühere Ehemann der Klägerin zur Zeit seines Todes

nach den damals geltenden eherechtlichen Vorschriften

oder aus einem sonstigen Grunde verpflichtet gewesen ist,

der Klägerin Unterhalt zu leisten, oder ob er solchen

im letzten Jahr vor seinem Tode tatsächlich geleistet

hato Hierzu wird das LSG, da eine Todeserklärung durch

das zuständige Amtsgericht offenbar nicht erfolgt ist,

zunächSt den mutmaßlichen Todeszeitpunkt des früheren
Ehemannes der Klägerin zu bestimmen habeno Es wird .
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sodann zu ermitteln haben, ob der frühere Ehemann im letzten

Jahr vor diesem Zeitpunkt der Klägerin Unterhalt tatsächlich

geleistet hat, und verneinendenfalls zu erforschen haben, ob

etwa eine über die hier angesichts des Schuldausspruohs im

Ehescheidungsurteil maßgebliche Vorschrift des 5 68 EheG 1938

hinausreichende Unterhaltsvereinbarung oder ein sonstiger

Grund im Sinne des 5 42 BVG nF vorgelegen hat, nach dem der

frühere Ehemann zur Zeit seines Todes unterhaltsverpfliohtet

gewesen sein könnte° Kommt es allein darauf an, ob dieser nach

cherechtlichen Vorschriften zur Zeit seines Todes verpflich—

tet gewesen ist, der Klägerin Unterhalt zu gewähren, so wird

das LSG insbesondere zu prüfen und aufzuklären haben, ob die

Klägerin in dieser Zeit in der Lage gewesen ist, sich selbst

zu unterhalten, verneinendenfalls, ob der frühere Ehemann der

Klägerin nach seinem letzten wirtschaftlichen Dauerzustand

vor seinem Tode (vgl° BSG SozR EVO @ 1265 El, Aa 4 Nr° 6;
Aa ? Nr° 8 und Aa 9 Nr° 9; Urteil des erkennenden Senats vom

4, April 1963 — 8 RV 773/61 —) fähig und in der Lage gewesen

ist, der Klägerin Unterhalt zu gewähren° '

Nach alledem war das angefochtene Urteil in vollem Umfangs

aufzuheben und die Sache an das LSG zur erneuten Verhandlung

und Entscheidung zurückzuverweisen (@ 170 Abs° 2 Satz 2 SGG)°

Die Entscheidungüber die Kosten des Rechtsstreits bleibt
der das Verfahren abschließenden Entscheidung vorbehalten,

\
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